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3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Anröchte 
 

Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 30. Juni 2009 (GV.NRW. S. 380), hat der Rat der Gemeinde Anröchte am 03.11.2009 mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder die 3. Änderung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Anröchte beschlossen: 
 
Die Hauptsatzung der Gemeinde Anröchte vom 08.11.1999, in der Fassung des 2. Nachtrages 
vom 23.11.2004, wird wie folgt geändert: 
 

Artikel 1 
 
Die §§ 3, 9, 10, 12, 14 und 15 werden wie folgt neu gefasst: 

 
§ 3 

Einteilung des Gemeindegebietes in  Ortschaften 
 
(1) Innerhalb des Gemeindegebietes werden folgende Ortschaften gebildet: 
 
  Altengeseke 
  Altenmellrich 
  Berge  
  Effeln  
  Klieve  
  Mellrich  
  Robringhausen  
  Uelde  
  Waltringhausen 
 
(2) Für jede Ortschaft wird vom Rat ein Ortsvorsteher gewählt. Die Wahl erfolgt für die Dauer der 

Wahlzeit des Rates. Der Ortsvorsteher muss in der Ortschaft, für die er bestellt wird, wohnen 
und dem Rat angehören oder angehören können. Der Bürgermeister und sein(e) Stellvertreter 
sollen nicht zum Ortsvorsteher gewählt werden. 

 
(3) Der Ortsvorsteher hat die Belange seiner Ortschaft gegenüber dem Rat wahrzunehmen. Im 

Rahmen dieser Aufgabe ist er jederzeit berechtigt und verpflichtet, Wünsche, Anregungen und 
Beschwerden aus seiner Ortschaft aufzugreifen und an den Rat oder an den für die Entschei-
dung der Angelegenheit zuständigen Ausschuss weiterzuleiten. Der Rat bzw. der Ausschuss 
sollen den Ortsvorsteher vor der Entscheidung über Angelegenheiten, die Belange der Ort-
schaft berühren, hören. Die Anhörung kann sowohl schriftlich als auch mündlich erfolgen. Sie 
soll mündlich erfolgen, wenn der Ortsvorsteher in einer Angelegenheit dem Rat Wünsche, An-
regungen oder Beschwerden vorgetragen hat. 

 
(4) Der Bürgermeister kann den Ortsvorsteher mit der Erledigung bestimmter Geschäfte der lau-

fenden Verwaltung beauftragen. Der Ortsvorsteher führt diese Geschäfte in Verantwortung 
gegenüber dem Bürgermeister durch. 
 

(5) Zur Abgeltung des ihm durch die Wahrnehmung seiner Aufgaben entstehenden Aufwandes 
erhält der Ortsvorsteher eine monatliche nach Einwohnerzahlen gestaffelte Auf-
wandsentschädigung nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. Daneben steht dem 
Ortsvorsteher Ersatz des Verdienstausfalles nach Maßgabe des § 39 Abs. 7 Satz 7 i.V.m. § 
45 Abs. 1 GO NW zu. 
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(6) Der Bürgermeister ist berechtigt, den Ortsvorsteher in geeigneten Fällen für den Bereich sei-

ner Ortschaft mit der Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben und Verpflichtungen zu beauf-
tragen. 

 
§ 9 

Ausschüsse 
 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der Gemeindeordnung oder in anderen 

gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. Die Zahl der Aus-
schussmitglieder soll ungerade sein. 

 
(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. 
 
(3) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches die Ent-

scheidungen dem Bürgermeister zu übertragen. Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für 
einen bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehal-
ten. 
 

(4) Die Aufgaben des Finanzausschusses werden vom Hauptausschuss wahrgenommen. Dieser 
führt die Bezeichnung "Hauptausschuss". 

 
(5) Die Aufgaben nach dem Denkmalschutzgesetz werden vom Hauptausschuss wahrgenom-

men. Zu den Beratungen für die Denkmalpflege kann ein sachverständiger Bürger mit bera-
tender Stimme hinzugezogen werden. 

 
§ 10 

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines monatlichen 

Pauschalbetrages und ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO für die Teilnahme an 
Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sit-
zungsgeld gezahlt wird, wird auf 12 Sitzungen im Jahr  beschränkt. 

 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten für die Teilnahme an Ausschuss- 

und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO. Dies gilt unabhängig 
vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stellvertre-
tendes Ausschussmitglied. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld ge-
zahlt wird, wird auf 12 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
(3) Sachverständige Bürger nach § 9 Abs. 5 erhalten ein Sitzungsgeld entsprechend den  Vor-
schriften des Abs. 2. 
 
(4) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls. Der Ver-

dienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, wobei 
die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, dass 

sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz wird auf 
11,50 € festgesetzt. 

 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Ver-

dienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer Bescheinigung  
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des Arbeitgebers, ersetzt. 
 

 c) Selbständige können für die Zeit bis 18.00 Uhr eine besondere Verdienstausfallpauschale 
je Stunde erhalten, wenn sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaub-
haft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die Hö-
he des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder weniger 

als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit bis 18.00 Uhr der man-
datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag 
werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertretung im 
Haushalt ersetzt.   

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit auf-

grund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, werden auf 
Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskosten werden 
nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besonde-
re Umstände des Einzelfalls werden glaubhaft nachgewiesen. 

 
f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag von 14,50 €  je Stunde über-

schreiten. 
 

g) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 und Fraktionsvorsitzende - bei Frakti-
onen mit mindestens 10 Mitgliedern auch ein stellvertretender Vorsitzender - erhalten ne-
ben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 GO zustehen, eine Auf-
wandsentschädigung nach Maßgabe der EntschVO.  

 
§ 12 

Bürgermeister 
 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeister 

übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen bestimmten Kreis von 
Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten sind in 
der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Gemeinde Anröchte festge-
legt. 

 
(2) Im übrigen hat der Bürgermeister nach pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entscheiden, 

welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen sind. 
 
(3) Insbesondere wird der  Bürgermeister ermächtigt: 
 

a) Geldforderungen der Gemeinde zu stunden und über die Erhebung und den Erlass von 
Säumniszuschlägen zu entscheiden, 

 
b) Geldforderungen der Gemeinde bis zur Höhe von 5.000,-- € aus Billigkeitsgründen zu er-

lassen oder vorbehaltlich späterer Geltendmachung niederzuschlagen, 
 

c) Klage vor Gericht zu erheben, sofern der Streitwert den Betrag von 5.000,-- € nicht über-
steigt,  

 
d) gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche über Forderungen bis 5.000,-- € abzu-

schließen, 
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e) die Entscheidung zu treffen über Aufträge bis zur Höhe von 25.000,-- € im Rahmen des 
Haushaltsplanes. Von der Wertgrenze sind ausgenommen Aufträge zur Sicherstellung der 
Betriebsbereitschaft gemeindlicher Einrichtungen, 
 

f) die notwendigen Grundstücksverträge abzuschließen soweit eine Wertgrenze von 7.500,-- 
€ nicht überschritten wird. 

 
§ 14 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 

sind, werden vollzogen im „Amtsblatt der Gemeinde Anröchte“. Gleichzeitig ist auf der Inter-
netseite www.anroechte.de auf das Erscheinen eines Amtsblattes hinzuweisen. 
 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden durch Aushang an der Hauptein-
gangstür des Rathauses, Hauptstraße 74, öffentlich bekanntgemacht. Bei der Bestimmung der 
Dauer des Aushanges sind die in der Geschäftsordnung festgelegten Ladungsfristen zu be-
achten. Auf den einzelnen Bekanntmachungen sind der Zeitpunkt des Aushanges und der 
Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. Die Abnahme darf frühestens am Tage nach der 
Ratssitzung erfolgen. 

 
(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten Form infolge höherer 

Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Be-
kanntmachung ersatzweise durch Aushang an der Haupteingangstür des Rathauses, Haupt-
straße 74. Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 
1 unverzüglich nachgeholt. 

 
§ 15 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 
 

(1) Der Bürgermeister trifft gemäß § 73 Abs. 3 Satz 1 GO Nordrhein-Westfalen die dienst-
rechtlichen und arbeitsrechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt 
ist. 
 

(2) Für Bedienstete in Führungsfunktionen gemäß § 73 Abs. 3 Satz 6 GO Nordrhein-Westfalen 
trifft der Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Bürgermeister die Entscheidungen nach 
§ 73 Abs. 3 Satz 2 GO Nordrhein-Westfalen mit der Einschränkung, dass für Beschäftigte nur 
solche Entscheidungen getroffen werden, die bei Beamten das beamtenrechtliche Grundver-
hältnis verändern würden. Damit wird eine Gleichbehandlung der Beschäftigten mit den Be-
amten erreicht. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. 

 
Artikel 2 

 
Die 3. Nachtragssatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 

http://www.anroechte.de/
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 

 
 
Anröchte, 18. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der vom Rat der Gemeinde Anröchte gewählten Beisitzer und ihrer Stellvertreter 

des Wahlausschusses 
 
 
Der Rat der Gemeinde Anröchte hat in seiner Sitzung am 03.11.2009 folgende Mitglieder 
und Stellvertreter für den Wahlausschuss gewählt: 
 
Beyersdorf, Thomas Vertreter: Meinberg, Hans Alfred 

Köster, Manfred Vertreterin: Löblein, Michaela 

Rinsche Wilhelm Vertreter: Grae, Franz 

Schmidt, Karl Vertreter: von Garrel, Wilhelm 

Wulf, Hermann Vertreter: Strümper, Alfons  

Bogdanski, Dirk Vertreter: von der Beeck, Albert 

Borgschulte, Christian Vertreter: Hess, Carsten 

SB Heinrich, Stephanie Vertreter: SB Fromme, Werner 

SB Mendlin, Josef Vertreter: SB Schniedertöns, Udo 

Goldammer, Lars Vertreter: Borgelt, Thomas 
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Gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalwahlgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 (GV.NRW. S. 454, 
berichtigt S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 
372) und des § 6 Abs. 1 Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, berichtigt S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
30.06.2009 (GV NRW. S. 372), gebe ich hiermit die Namen der Beisitzer und ihrer Stellvertreter 
öffentlich bekannt.  
 
 
Anröchte, 06. November 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Gemeindewahlleiter  
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Aufforderung der Wehrpflichtigen des Geburtsjahrgangs 1990 und 1991 zur  

Meldung zur Erfassung 
 

Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) sind alle Männer vom vollendeten 18. Lebensjahr an 
wehrpflichtig (Wehrpflichtvoraussetzungen), die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind und  
1. ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben oder 
2. ihren ständigen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben und  
 entweder  
 a) ihren früheren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland hatten oder 
 b) einen Pass oder eine Staatsangehörigkeitsurkunde der Bundesrepublik Deutschland besit-

zen oder sich auf andere Weise ihrem Schutz unterstellt haben. 
 
Die Erfassung kann bereits ein Jahr vor Vollendung des 18. Lebensjahres durchgeführt werden (§ 
15 Abs. 6 WPflG). Die Absätze 1 bis 5 und § 17 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 gelten entsprechend. 
 
Alle Personen des Geburtsjahrgangs 1990 und 1991, die wehrpflichtig sind und denen bislang kein 
Schreiben der Erfassungsbehörde über die bevorstehende Erfassung zugegangen ist, werden 
nach § 15 Abs. 1 WPflG aufgefordert, sich umgehend persönlich oder schriftlich bei der nachste-
henden Erfassungsbehörde zur Erfassung zu melden: 
 
Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 72 - 74, 59609 Anröchte 
 
Sprechzeiten:  
montags - freitags: 8.30 bis 12.00 Uhr 
montags - mittwochs: 14.00 bis 16.00 Uhr 
donnerstags: 14.00 bis 18.00 Uhr. 
 
Diese Aufforderung ergeht insbesondere an Personen ohne feste Wohnung, die die Wehrpflicht-
voraussetzungen erfüllen. 
 
Bei der persönlichen Meldung ist der Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Es empfiehlt  
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sich, auch sonstige der Feststellung der Wehrpflicht dienende Unterlagen mitzubringen. 
 
Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber nicht nach § 14 Arbeitsplatzschutzgesetz zur Weiterzahlung des 
Arbeitsentgeltes verpflichtet ist, wird der durch die Erfassung entstehende Verdienstausfall durch 
die Erfassungsbehörde auf Antrag erstattet. Dies gilt auch für die entstehenden notwendigen Aus-
lagen, insbesondere Fahrkosten am Ort der Erfassung. 
 
Ich weise darauf hin, dass nach § 45 WPflG ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig gegen eine Vorschrift des § 15 Abs. 1 WPflG über die Erteilung von Auskünften oder die per-
sönliche Meldung zur Erfassung verstößt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße ge-
ahndet werden. 
 
 
Anröchte, 24. Februar 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Widerspruchsrecht gegen die Weitergabe von Daten bzw. Einwilligung 

zur Weitergabe von Daten 
 
1. Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 

im Zusammenhang mit Parlaments- und Kommunalwahlen in den sechs der Wahl vorange-
henden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über Vor- und Familiennamen, akademi-
sche Grade und Anschriften von Wahlberechtigten erteilen, für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist. Die Geburtstage der Wahlberechtigten dürfen 
dabei nicht mitgeteilt werden. 

 
2. Auskünfte nach Maßgabe dieser Regelungen dürfen auch den Antragstellern und Parteien im 

Zusammenhang mit Volksbegehren und Volksentscheiden sowie mit Bürgerentscheiden erteilt 
werden. Die Auskünfte dürfen bei Volksbegehren vom Tage der Veröffentlichung der Zulas-
sung der Listenauslegung bis zum Ablauf der Eintragungs- oder Nachfrist und bei Volksent-
scheiden vom Tage der Veröffentlichung des Abstimmungstages bis zum Tag vor dem Ab-
stimmungstag gegeben werden. Bei Bürgerentscheiden dürfen die Auskünfte vom Tage der 
Entscheidung, nach der einem zulässigen Bürgerbegehren nicht entsprochen wird, bis zum 
Tag vor dem Abstimmungstag gegeben werden.  

 
3. Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und kommunaler Vertretungskörper-

schaften sowie Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft über Alters- und Ehejubiläen 
von Einwohnern nach deren Einwilligung erteilen. Die Auskunft darf nur Angaben über Vor- 
und Familiennamen, akademische Grade, Anschriften sowie Tag und Art des Jubiläums um-
fassen. 

 
4. Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern darf Adressbuchverlagen Aus-

kunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften sämtlicher Einwohner erteilt  
 
 

 
werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die Übermittlung der Daten ist nur zulässig, 
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sofern die Betroffenen zuvor schriftlich eingewilligt haben. Eine Verknüpfung dieser Daten mit 
anderen personenbezogenen Daten ist unzulässig. 

 
Betroffene haben das Recht, der Weitergabe ihrer Daten nach den Absätzen 1 und 2 zu wider-
sprechen bzw. nach den Absätzen 3 und 4 die Einwilligung zu erteilen. Der Widerspruch muss 
spätestens drei Monate vor dem Ereignis, im Fall 1. spätestens jedoch sechs Monate vor der Wahl 
bei der Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 72 - 74, 59609 Anröchte, eingehen. Beim Volksbegehren 
sollte der Widerspruch bis zum Tage der Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung und 
bei Volksentscheiden bis zum Tage der Veröffentlichung des Abstimmungstages eingehen. 
Bereits vorliegende Widersprüche werden selbstverständlich berücksichtigt. 
 
 
Anröchte, 24. Februar 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Anlegung eines Grundbuches 

 
 

Notar Johannes Bergmann aus Anröchte hat am 30.01.2009 beantragt, für die bisher nicht ge-
buchten, in der Gemarkung Effeln liegenden Grundstücke 
 

Gemarkung Effeln Flur 6 Flurstück 442, Marktstraße 26,6 qm groß und 
Flurstück 447, Marktstraße 24, 2 qm groß 

 
das Grundbuch anzulegen und den Antragsteller, Franz-Josef Müller, als Eigentümer einzutragen. 
Zur Glaubhaftmachung hat sich der Antragsteller auf das Kataster und seine Fortführung berufen, 
in dem sein Großvater als Eigentümer geführt wird. Außerdem hat er glaubhaft vorgetragen, dass 
der Großvater Heinrich Müller die Grundstücke auf seinen Bruder, den Vater des Antragstellers, 
übertragen wollte und nunmehr der Antragsteller Eigentümer der Grundstücke ist. 
Dem Antrag wird entsprochen, wenn nicht Einwendungen Berechtigter innerhalb einer Frist von 
einem Monat – vom Tage der Veröffentlichung an gerechnet – beim Amtsgericht Lippstadt, Lippe-
roder Straße 8, 59555 Lippstadt, angemeldet und glaubhaft gemacht werden. Anderenfalls kann 
Ihr Recht bei der Anlegung nicht berücksichtigt werden. 
 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009  
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung über die Gültigkeit der Kommunalwahlen 
vom 30. August 2009 in der Gemeinde Anröchte 
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Der Rat der Gemeinde Anröchte hat am 15. Dezember 2009 nach Vorprüfung 
im Wahlprüfungsausschuss folgenden Beschluss gefasst:  

Gegen die Gültigkeit der Kommunalwahlen vom 30. August 2009 in der Gemeinde 
Anröchte sind innerhalb der Ausschlussfrist keine Einwendungen eingegangen. 
Die vorgenannten Kommunalwahlen werden gemäß § 40 Abs. 1 Buchstabe d des 
Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 ( 
GV. NRW. S. 454, berichtigt S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 372), für gültig erklärt.   
 
Dieser Beschluss wird hiermit gem. § 65 der Kommunalwahlordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, berichtigt S. 967), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 03.07.2009 (GV. NRW. S. 372) öffentlich bekannt ge-
macht. Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe gem. 
§ 41 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, 59821 Arnsberg, erhoben werden. Die Klage steht auch der Aufsichtsbe-
hörde zu. Ein Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung fin-
det nicht statt.  

 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
Der Bürgermeister  
als Gemeindewahlleiter  
In Vertretung 
gez. Hüls  
 
 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Friedhöfe der Gemeinde Anröchte 

 
- Friedhofsgebührensatzung - 

 
vom 16.12.2009 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes (BestG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17.06.2003 (GV.NRW. S. 313) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.10.1969 
(GV.NRW. S. 712), zuletzt geändert Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394), hat der Rat der 
Gemeinde Anröchte am 15.12.2009 folgende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der Friedhöfe der Gemeinde Anröchte - Friedhofsgebührensatzung - beschlossen: 
 
 
 
 
 
 

§ 1 - Gebührenpflicht 
 

Für die Benutzung der gemeindlichen Friedhöfe und ihrer Einrichtungen werden Gebühren nach 
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Maßgabe dieser Satzung erhoben. 
 

§ 2 - Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner ist derjenige, der Leistungen im Sinne von § 4 dieser Satzung in Anspruch 
nimmt. Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 3 - Fälligkeit 
 
Die Gebühren sind spätestens zwei Wochen nach Zugang des Gebührenbescheides an die Ge-
meindekasse zu zahlen. 
 

§ 4 – Gebührensätze 
 

                                                                                                                         EURO 
A) Gebühren für Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 
 
 1. Grabstätte für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 
  Kindergrabstätte            583,00 
 2. Grabstätte für Verstorbene nach Vollendung des 5. Lebensjahres 1.423,00 
 3. Grabstätte für Urnen/Aschen 446,00 
 
 
B) Gebühren für Wahlgrabstätten 
 
 1. Erwerb des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte je Grabstelle 1.708,00 
 2. Wiedererwerb des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte  
  für die Dauer von mindestens 5 Jahren, höchstens 30 Jahren; 
  je Jahr und Grabstelle gem. § 13 Abs. 4 der Friedhofssatzung  57,00 
 3. Verlängerung der Nutzungszeit gem. § 13 Abs. 5 der 
  Friedhofssatzung (Ausgleichsgebühr) für jedes Jahr je Grabstelle 57,00 
 
 
C) Gebühren für die Grabbereitung und Bestattung 
 
 1. Für das Ausheben und Verfüllen eines Grabes  
  in einer Reihen- oder Wahlgrabstätte 1.101,00 
 2. Für das Ausheben und Verfüllen eines Kinderreihengrabes 988,00 
 3. Für das Beisetzen einer Urne/Asche 507,00 
 4.  Für das Beisetzen einer Asche auf dem Urnenstreufeld  43,00 
 
 
D) Gebühren für Ausgrabungen und Umbettungen 
 
 1. Umbettung aus einer Reihen- oder Wahlgrabstätte 2.654,00 
 2. Umbettung aus einem Kinderreihengrab  2.059,00 
 3. Umbettung einer Urne   393,00 
 
 
 
 
E) Gebühren für die Inanspruchnahme der Trauerhalle und Leichenzelle 
 
 Benutzung der Trauerhalle und/oder Leichenzelle des Friedhofes 72,00 
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§ 5 - Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe der Gemeinde Anröchte vom 05.11.2008 außer 
Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe der 
Gemeinde Anröchte - Friedhofsgebührensatzung - wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister 

 
 
 

Erste Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung der Friedhöfe  
der Gemeinde Anröchte – Friedhofssatzung - vom 16.12.2009 

 
Der Rat der Gemeinde Anröchte hat in seiner Sitzung vom 15.12.2009 aufgrund des § 4 des Ge-
setzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz – BestG NRW -) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2003 (GV NRW S. 313) und der §§ 7 und 41 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV NRW S. 380) folgende erste Satzung zur Änderung der Satzung für die Benutzung der 
Friedhöfe der Gemeinde Anröchte – Friedhofssatzung – beschlossen:  
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§ 1  
 
In § 5 – Gewerbliche Betätigung auf Friedhöfen – der Satzung über die Benutzung der Friedhöfe 
der Gemeinde Anröchte – Friedhofssatzung – wird folgender § 5 Abs. 5 a) angefügt: 
 
Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den europäischen Wirtschaftraum, 
die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof 
anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden Bediensteten bei der Gemeinde Anröchte 
einen Ausweis zu beantragen. Die Bedienstetenausweise sind dem Friedhofspersonal auf Ver-
langen vorzuzeigen. Abs. 1 – 4 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über 
eine einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes NRW abgewickelt 
werden. 

§ 2  
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2010 nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung  
 

Die vorstehende erste Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung der Friedhöfe der 
Gemeinde Anröchte – Friedhofssatzung – wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird dar-
auf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  
    die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.    
 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister    
 
 
 

1. Nachtrag zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Anröchte  
vom  16.12.2009 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.06.2009 (GV. NRW. S.380) sowie des § 61a des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV NW 926), zuletzt geändert  
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durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.12.2007 (GV.NRW. 708) hat der Rat der Gemeinde Anröchte 
in seiner Sitzung am 15.12.2009 folgende 1. Nachtragssatzung beschlossen: 

 
Die Entwässerungssatzung der Gemeinde Anröchte vom 12.12.2001 wird wie folgt geändert: 
 

Artikel  I 
 

§  17 
erhält folgende Fassung: 

 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen  

(1)  Für die Dichtheitsprüfung privater Abwasserleitungen gelten die Bestimmungen des § 61a 
Abs. 3 und 4 des Landeswassergesetzes des Landes Nordrhein Westfalen vom  25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 
(GV. NRW. S. 708). 

 
(2)  Die Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch zugelassene Sachkundige oder durch die Gemeinde 

selbst durchgeführt werden.  
 

Artikel  II 
 

Die 1. Nachtragssatzung tritt zum 01. Januar 2010 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister  
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Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Gemeinde Anröchte vom 16.12.2009 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV.NRW. S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV.NRW. S. 
712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV.NRW. S. 394) und des § 65 des Was-
sergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1995 (GV.NRW. S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. De-
zember 2007 (GV.NRW. S. 708 ff.) in Verbindung mit der Entwässerungssatzung der Gemeinde 
Anröchte vom 12.12.2001 -in der jeweils geltenden Fassung- hat der Rat der Gemeinde Anröchte 
in seiner Sitzung am 15.12.2009 folgende Satzung beschlossen: 

 
1. Abschnitt: 

Finanzierung der Abwasserbeseitigung 
 

§ 1 
Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 

 
(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde Abwassergebüh-

ren und Kanalanschlussbeiträge nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung der Gemeinde Anröchte vom 12.12.2001 

stellt die Gemeinde zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der 
Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden 
Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung (gemeindli-
che Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an personellen und sachlichen 
Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 

 
(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die 

auch bei der Bemessung der Kanalanschlussbeiträge und Abwassergebühren zugrunde gelegt 
wird.  

 

2. Abschnitt 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 2 

Abwassergebühren 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde nach §§ 4 

Abs. 2, 6 KAG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. 
§ 6 Abs. 2 KAG NRW. 

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW eingerechnet: 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG 
NRW) 

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 
i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW), 

 
(3) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
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§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und 

Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung 
des Abwassers).  

 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4).  

 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebau-

ten (bzw. überbauten) und/oder versiegelten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, 
von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelan-
gen kann (§ 5).  

 
§ 4 

Schmutzwassergebühren 
 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 

Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstü-
cken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser.  

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene 

Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. priva-
ten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüg-
lich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermen-
gen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Bei 

dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Was-
serzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ord-
nungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung 
des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. 

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Re-

genwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf 
seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu führen. Den 
Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumut-
bar, so ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 
schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Ent-
nahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasser-
pumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine 
Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück nachweisbar 

verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen abgezogen. Von dem Abzug sind Was-
sermengen bis zu 15 m³ jährlich ausgeschlossen. Der Nachweis der verbrauchten und zurück-
gehaltenen Wassermengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist ver-
pflichtet, den Nachweis der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen durch einen 
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auf seine Kosten eingebauten ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu führen. Den 
Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Ist der Einbau eines Wasserzählers im Einzelfall nicht zumutbar, so hat der Gebüh-
renpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen, aus denen sich insbe-
sondere ergibt, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die 
nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung 
der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen durchzuführen. Soweit der Gebüh-
renpflichtige aus diesem Grund mittels eines speziellen Gutachtens den Nachweis erbringen 
will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeit-
lichen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen.  

  
(6) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum 30.06. des nachfol-

genden Jahres zu stellen. Zum Antrag sind die Nachweise gemäß Abs. 5 vorzulegen.    
 
(7) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 4,69 €.  
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl 

der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von denen Nieder-
schlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeind-
liche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbeson- 
 
 
dere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles 
Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann.   

 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der  Befra-

gung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt.  Der Grundstückseigentü-
mer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen 
Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, 
zu einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder versiegelten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt wurden.  
Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere 
geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten)  und/oder 
befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die 
Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungs-
pflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des 
Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie ab-
flusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt.    

 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der Grundstücks-

eigentümer dies der Gemeinde innerhalb eines Monates nach Abschluss der Veränderung an-
zuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die veränderte Größe der 
bebauten und/oder versiegelten Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach 
dem die Veränderung abgeschlossen ist.  
 

 
 

(4) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1 
0,37 €. 
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§ 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses folgt.   
 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebüh-

renpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet 

die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des 
Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
§ 7 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks dinglich 

berechtigt ist.   
  
 Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 
 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des Mo-
nats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für sons-
tige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bis-
herige Gebührenpflichtige der Gemeinde innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung 
schriftlich mitzuteilen.  

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen sowie der Gemeinde die erforderlichen Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie 
haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen.   

 
§ 8 

Fälligkeit der Gebühr 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt 

einmal jährlich, und zwar zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. Soweit erfor-
derlich, kann sich die Gemeinde hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 
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§ 9 
Vorausleistungen 

 
(1) Die Gemeinde erhebt am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 

KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Abwassergebühr in Höhe von ¼ des Betrages, 
der sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt.  Ist eine solche Berechnung nicht möglich, 
bemessen sich die Abschlagszahlungen und Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen 
Verbrauch vergleichbarer Haushalte oder Betriebe. 

 
(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das jeweilige Kalenderjahr. 
 
(3) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Endabrechnung und 

endgültige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Bescheid. 
 
(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, so wird 

der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering be-
messen, wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendigung 
des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen 
zurückliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich aus 
der Abrechnung der Vorausleistungen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
§ 10 

Verwaltungshelfer 
 
Die Gemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorausleistungen der 
Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu be-
dienen.  
 

3. Abschnitt 
Beitragsrechtliche Regelungen 

 
§ 11 

Kanalanschlussbeitrag 
 
(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der gemeindlichen Abwas-

seranlage erhebt die Gemeinde einen Kanalanschlussbeitrag im Sinne des § 8 Abs. 4 Satz 3 
KAG NRW. 

 
(2) Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der Inanspruchnahme 

der gemeindlichen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen wirtschaftlichen Vorteil für 
ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem Ersatz des Aufwandes der Gemeinde 
für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der gemeindlichen Abwasseranlage. 

 
(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 

§ 12 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
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1. Das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich angeschlossen 
werden können,   

 
2. für das Grundstück muss nach der Entwässerungssatzung ein Anschlussrecht bestehen 

und 
 
3. für das Grundstück muss 
  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Bebauungsplan), 
 so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder 
 
b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist 
 (z.B. im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das Grundstück nach der 
 Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der geordneten städtebaulichen Entwick-
 lung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B. im Außenbereich 

nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 1 nicht vorliegen. 

 
(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der Nieder-

schlagswasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwasseranlage angeschlossen 
sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von Grundstücken oberir-
disch ohne leitungsmäßige Verbindung in die gemeindliche Abwasseranlage (z.B. in ein von 
der Gemeinde betriebenes Mulden-Rigolen-System) gelangen kann. 

 
(4) Grundstück im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im 

Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder demselben Grundstückseigentümer gehören-
de Teil der Grundfläche, der selbständig baulich oder gewerblich genutzt werden darf und an 
die Anlage angeschlossen werden kann.  

 
§ 13 

Beitragsmaßstab 
 
(1) Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die Grundstücksfläche. Diese wird entsprechend der 

unterschiedlichen Nutzung der Grundstücke nach Art und Maß durch die nachfolgenden Be-
stimmungen modifiziert. 

 
(2) Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken, 
 

a) die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks; 

 
b) die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb 

eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks; 

 
c) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Flä-

che im Bereich des Bebauungsplanes; 
 

d) die insgesamt im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtflä-
che des Grundstückes; 
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e) die über die Grenzen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB in den Außenbereich hinaus-
reichen, die Fläche im Satzungsbereich; 

 
f) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die 

insgesamt in einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil (§ 34 Abs. 1 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks; 

 
g) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die 

teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 Abs. 1 BauGB) und 
im Übrigen im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand 
von 40 m dazu verlaufenden Linie. Bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen 
(Hinterlieger) oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit der Straße ver-
bunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und ei-
ner im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie; hierbei werden Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe nicht berücksichtigt. Überschreitet die tatsächliche bauliche oder gewerb-
liche Nutzung die Grenzen und Abstände nach Satz 1 Buchstabe g, so fällt die i. S. d. Sat-
zes 1 Buchstabe g zur Flächenbegrenzung zu ziehende Linie zusammen mit der hinteren 
Grenze der tatsächlichen Nutzung. 

 
h) die bebaut sind und insgesamt im Außenbereich liegen, die bebaute Fläche einschließlich 

der befestigten Hofflächen. 
 
(3) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche nach Abs. 2 

vervielfacht mit 
 

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 
d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen, 
e) 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen, 
f) 0,10 zusätzlich für jedes weitere zulässige Geschoss, 
g) 0,50 bei Friedhöfen, Sportplätzen, Freibädern, Dauerkleingärten oder sonstigen Anlagen, 

die nach ihrer Zweckbestimmung nur in einer Ebene genutzt werden können und bei 
Grundstücken, die weder baulich noch gewerblich genutzt werden können, 

h) 1,00 bei Kirchengrundstücken, soweit ein Bebauungsplan keine Regelung enthält. 
 

Für die Ermittlung der Vollgeschosse ist die BauO NW anzuwenden. 
 
(4) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder einer ande-

ren Ortssatzung ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollge-
schosse. 

 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassen-

zahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 
 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchst-
zulässige Höhe geteilt durch 3,5 m bei Festsetzung der Firsthöhe, geteilt durch 2,8 m bei 
Festsetzung der Traufenhöhe, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet  

 
 



 
Amtsblatt der Gemeinde Anröchte 
 
Nr. 7 14. Jahrgang Seite 66  

  werden. 
 Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden oder 

zuglassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige 
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 

 
(5) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für 

Grundstücke, für die ein Bebauungsplan oder eine andere Ortssatzung die Zahl der Vollge-
schosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse wie folgt: 

 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollge-

schosse.  
Erreichen bei bebauten Grundstücken die Geschosse nicht die nach der BauO NW für 
Vollgeschosse geforderte Höhe, so gelten sie dennoch als Vollgeschosse im Sinne dieser 
Bestimmung, wenn sie die übrigen Voraussetzungen gem. der BauO NW für Vollgeschos-
se erfüllen. 

 
b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken 

der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 
 
c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich genutzt 

werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze oder sonstige Nebenanlagen 
i.S.d. § 14 BauNVO zulässig oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
Ist nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes mehr als ein Garagengeschoss zuläs-
sig, im Einzelfall genehmigt oder vorhanden, so ist jeweils die höhere Geschosszahl anzu- 
setzen. 

 
e) Bei Grundstücken, die nur mit Einrichtungen der Strom-, Gas- und Wasserversorgung, wie 

z. B. Trafo, Gasregler, Pumpstationen und Druckerhöhungsanlagen bebaut werden kön-
nen oder bebaut sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

 
(6) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 3 festgesetz-

ten Faktoren um 0,3 erhöht 
 

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und Industrie-
gebieten sowie Sondergebieten; 

 
b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine 

Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 
 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebiete, 
die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (z.B. Grundstücke mit 
Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese Nut-
zung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne 
Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als 
Geschossfläche. 

 
(7) Wird ein bereits an die Abwasseranlage angeschlossenes Grundstück durch Hinzunahme ei-

nes angrenzenden Grundstückes, für welches ein Beitrag nicht erhoben ist, zu einer wirt- 
 
 

 schaftlichen Einheit verbunden, so ist der Betrag für das hinzugekommene Grundstück nach-
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zuzahlen.  
 

§ 14 
Beitragssatz 

 
(1) Der Anschlussbeitrag (Vollanschluss) beträgt 5,00 € je Quadratmeter (€/qm) der nach § 13 

ermittelten Veranlagungsfläche. 
 
(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, so wird ein Teil-

beitrag erhoben. Dieser beträgt: 
 

a) bei einem Teilanschluss nur für Schmutzwasser  3,10 €/qm; 
 
b) bei einem Teilanschluss nur für Niederschlagswasser  1,90 €/qm. 

 
(3) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortschaften vor Einleitung der Abwässer in 

die öffentliche Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer 
auf dem Grundstück verlangt, wird ein Teilanschlussbeitrag nur für Schmutzwasser erhoben. 
Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vor-
klärung oder Vorbehandlung lediglich dem Zweck dient, die Abwässer dem durchschnittlichen 
Verschmutzungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer ent-
sprechend anzugleichen. 

 
(4) Entfallen die in Abs. 2 und 3 bezeichneten Beschränkungen der Anschlussmöglichkeit, wird 

der Restbeitrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz nacherhoben. 
 

§ 15 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Abwasseranlage angeschlossen 

werden kann. 
 
 
(2) Im Fall des § 12 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens mit der von 

der Gemeinde erteilten Zustimmung. Im Fall des § 14 Abs. 4 entsteht die Beitragspflicht für 
den Restbeitrag, sobald die Beschränkung der Anschlussmöglichkeit entfällt. 

 
§ 16 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 

des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind 

die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Bei-
tragsschuldner. 

 
 
 
 
 
 

§ 17 
Fälligkeit des Beitrages 
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Der Anschlussbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 18 
Vorausleistungen und Ablösungen 

 
(1) Sobald mit der Herstellung des das Grundstück erschließenden öffentlichen Sammlers begon-

nen worden ist, kann die Gemeinde angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. 

 
(2) Die Anschlussbeitragspflicht kann vor deren Entstehung abgelöst werden. Der zwischen dem 

voraussichtlichen Beitragspflichtigen und der Gemeinde zu vereinbarende Ablösungsbetrag 
bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. Ein Rechtsanspruch 
auf Ablösung besteht nicht. 

 
4. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
 

§ 19 
Auskunftspflichten 

 
(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge und Gebüh-

ren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben 
zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungs-
grundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so 

kann die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung 
aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf 
Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 

 
§ 20 

Billigkeits- und Härtefallregelung 
 
Ergeben sich aus dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Här-
ten, so können die Beiträge und Gebühren gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen 
werden. 

§ 21 
Rechts- und Zwangsmittel 

 
(1) Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der Verwal-

tungsgerichtsordnung. 
 
(2) Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese Sat-

zung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Anröchte tritt ab  
 
 
01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung vom 12.12.2001 in der 
zuletzt gültigen Fassung außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 

 
7. Nachtrag zur Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 

Gemeinde Anröchte vom  16.12.2009 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV.NRW. S.380); des § 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz –LAbfG-) vom 21.06.1988 (GV. NRW. S. 250), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.05.2008 (GV. NRW. S. 460); der §§ 2, 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV.NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. 2008 S. 394); der 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen im 
Kreis Soest vom 15.12.2005 (Abfallgebührensatzung) -in der jeweils geltenden Fassung- ; der 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Anröchte vom 12.12.2001 -in der jeweils 
geltenden Fassung-, hat der Rat der Gemeinde Anröchte in seiner Sitzung am 15.12.2009 fol-
gende 7. Nachtragssatzung  beschlossen: 

 
Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Anröchte 
vom 12.12.2001 in der Fassung des 6. Nachtrags vom 05.11.2008 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

Artikel  I 
 

§  4  Abs. 1 



 
Amtsblatt der Gemeinde Anröchte 
 
Nr. 7 14. Jahrgang Seite 70  

erhält folgende Fassung: 
 
Die Behältergebühren für die Restmüllabfuhr betragen bei einmaliger Entleerung im  
2-wöchentlichen Abfuhrrhythmus jährlich für jeden  
 
               80-l   Restmüllbehälter  120,00  Euro 
             120-l   Restmüllbehälter 168,00 Euro 
            240-l   Restmüllbehälter     311,00 Euro. 
  
Die Behältergebühren für die Restmüllabfuhr beinhalten auch Entsorgungsleistungen für die Altpa-
piersammlung und die Weihnachtsbaumentsorgung. 
 

§  4  Abs. 2 
erhält folgende Fassung: 

 
Die Behältergebühren für die Bioabfallabfuhr betragen bei einmaliger Entleerung im  
2-wöchentlichen Abfuhrrhythmus jährlich für jeden  
               80-l   Bioabfallbehälter  56,00  Euro 
             120-l   Bioabfallbehälter 84,00 Euro 
            240-l   Bioabfallbehälter     167,00 Euro. 
 

Artikel  II 
 
Die 7. Nachtragssatzung tritt zum 01. Januar 2010 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
Anröchte, 16. Dezember 2009 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 

 
Allgemeinverfügung zum Verbrennen pflanzlicher Abfälle im  

Gebiet der Gemeinde Anröchte 
 

Aufgrund 
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• § 27 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. I 

S. 2075), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), 
• Ziffer 30.1.4 der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 11.12.2007 (GV. 

NRW. S. 662, 668, 2008 S. 155), zuletzt geändert durch Verordnung vom 09.06.2009 (GV. 
NRW. S. 337) sowie  

• § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG. 
NRW.) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 296) 

 
wird genehmigt, dass im Gebiet der Gemeinde Anröchte, Kreis Soest, die nachfolgend bezeichne-
ten pflanzlichen Abfälle, die auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Grundstü-
cken angefallen sind, außerhalb einer zugelassenen Abfallbeseitigungsanlage ohne ausdrückliche 
Einzelgenehmigung durch Verbrennen beseitigt werden dürfen: 

 
1. Schlagabraum, 
2. schlagabraumähnliche Abfälle, die in Weihnachtsbaumkulturen, Baumschulen oder 

Gärtnereien anfallen, 
3. Schlagabraum aus Maßnahmen zur Pflege von Hecken, Wallhecken, Windschutz-

streifen, Kopf-/Obstbäumen sowie Ufergehölzen sowie  
4. Strohschwaden. 

 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese Genehmigung nicht gilt für  
 

1. das Verbrennen von Schlagabraum im Wald, da die Genehmigung durch den Lan-
desbetrieb Wald und Holz NRW zu erteilen ist,  

2. pflanzliche Abfälle aus privaten Haushaltungen und Kleingärten sowie für  
3. Brauchtumsfeuer. 

 
Beim Verbrennungsvorgang ist folgendes zu beachten: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
Nur wenn eine Verwertung der pflanzlichen Abfälle entsprechend der abfallrechtlichen Vorgaben 
nicht möglich ist, kommt eine Beseitigung durch Verbrennen außerhalb einer dafür zugelassenen 
Entsorgungsanlage in Betracht. 
 
Das Verbrennen der pflanzlichen Abfälle ist mindestens 4 Stunden vor dem vorgesehenen 
Verbrennungstermin dem Ordnungsamt der Gemeinde Anröchte unter Angabe der Menge, des 
genauen Ortes und der Uhrzeit sowie Angaben zur telefonischen Erreichbarkeit anzuzeigen, damit 
die Kreisleitstelle informiert werden kann. Die Anzeige soll jedoch – sofern möglich und vertretbar 
– bereits zwei Tage vor dem beabsichtigten Verbrennungstermin erfolgen. 
 
Auf dem jeweiligen Grundstück darf nur montags bis samstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 19.00 
Uhr verbrannt werden. An Sonn- und Feiertagen darf nicht verbrannt werden. Pro Tag ist ein 
Verbrennungsvorgang von höchstens 4 Stunden zulässig.  
 
 
 

II. Verbrennen von Schlagabraum und schlagabraumähnlichen Abfälle 
 
Schlagabraum und schlagabraumähnliche Abfälle dürfen nur in der Zeit  
 

vom 01. Oktober bis 31. März 
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verbrannt werden. Für das Verbrennen außerhalb der genannten Zeitspanne ist eine Einzelge-
nehmigung der Ordnungsbehörde erforderlich.  
 
Das Verbrennen von Schlagabraum und schlagabraumähnlichen Abfällen ist so zu steuern, dass 
Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästigungen durch Luftverunreinigungen, insbesondere 
durch Rauchentwicklung, nicht eintreten können und ein Übergreifen des Feuers durch Ausbrei-
tung der Flammen oder durch Funkenflug über den Verbrennungsort hinaus verhindert wird. Die 
folgenden Sicherheitsmaßnahmen sind zu berücksichtigen: 
 
Der Schlagabraum muss zu Haufen zusammengebracht werden. Die Haufen sollen eine Höhe von 
3,50 m nicht überschreiten. 
Als Mindestabstand sind einzuhalten: 
 

a. 200 m von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen, 
b. 100 m von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden und sons-

tigen baulichen Anlagen im Außenbereich (= Einzellage), 
c. 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen, 
d. 10 m von befestigen Wirtschaftswegen. 

 
Die Haufen müssen von einem 15 m breiten Ring umgeben sein, der von Schlagabraum und ähn-
lichen brennbaren Stoffen frei ist. 
 
Andere Stoffe, insbesondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder andere Abfälle dürfen weder zum 
Anzünden noch zur Unterhaltung des Feuers benutzt werden. 
 
Bei starkem Wind darf nicht verbrannt werden, vorhandenes Feuer ist bei aufkommendem starken 
Wind unverzüglich zu löschen. 
 
Das Feuer ist ständig von zwei Personen, davon eine über 18 Jahre alt, zu beaufsichtigen. Sie 
dürfen den Verbrennungsplatz erst verlassen, wenn Feuer und Glut erloschen sind. 
 
Verbrennungsrückstände sind unverzüglich in den Boden einzuarbeiten oder mit Erde abzude-
cken. 
 
Die Haufen sollen erst unmittelbar vor dem Verbrennungsvorgang zusammengetragen werden. Ein 
Umschichten der Haufen hat vor dem Verbrennen zu erfolgen, sofern zu erwarten ist, dass Vögel 
und Kleinsäuger in dem Schlagabraum Unterschlupf gefunden haben. Ab dem 01. März hat ein 
Umschichten der Haufen zum Schutz der Vögel und Kleinsäuger stets zu erfolgen. 
 

III. Verbrennen von Strohschwaden 
 
Das Verbrennen von Strohschwaden ist zulässig, wenn das Stroh ansonsten im Rahmen der Be-
wirtschaftung nicht verwertet werden kann. Das kann der Fall sein, wenn das Stroh z. B. wegen 
Verderb, insbesondere wegen Schadpilzbefall nach längeren Regenperioden nicht verwertet wer- 
den kann und eine Einarbeitung aus Fruchtfolgegründen bzw. wegen zu geringem „Umsetzungs-
vermögen" des Bodens nicht möglich ist. Das Verbrennen der Strohschwaden soll – sofern mög- 
 
 
lich und vertretbar – umgehend nach dem Erntevorgang erfolgen. 
In einem solchen Fall ist das Verbrennen so zu steuern, dass Gefahren, Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen durch Luftverunreinigungen, insbesondere durch Rauchentwicklung, nicht eintreten 
können und ein Übergreifen des Feuers durch Ausbreitung der Flammen oder durch Funkenflug 
über den Verbrennungsort hinaus verhindert wird. Dabei sind folgende Sicherheitsvorkehrungen 
zu berücksichtigen: 
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Das Stroh muss zu Schwaden zusammengefasst werden. Zwischen den einzelnen Schwaden ist 
ein Abstand von mindestens 2 m freizuhalten. 
 
Als Mindestabstand sind einzuhalten: 
 

a. 100 m von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden,  
b. 25 m von sonstigen baulichen Anlagen,  
c. 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen,  
d. 100 m von Wäldern,  
e. 25 m von Wallhecken und Windschutzstreifen, Feldgehölzen und Gebüschen, 
f. 10 m von befestigten Wirtschaftswegen. 

 
Stoppelfelder sind allseitig durch einen 5 m breiten bearbeiteten Schutzstreifen zu sichern, es sei 
denn, sie grenzen an Hackfrucht- oder umgebrochene Ackerflächen. Größere Stoppelfelder sind 
durch 5 m breite Schutzstreifen in höchstens 3 ha große Flächen aufzuteilen. 
 
Wallhecken, Windschutzstreifen, Feldgehölze und Gebüsche sind durch einen 10 m breiten 
Schutzstreifen zu schützen.  
 
Das Stroh muss trocken sein. Andere Stoffe, insbesondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder 
andere Abfälle dürfen weder zum Anzünden noch zur Unterhaltung des Feuers benutzt werden. 
 
Bei starkem Wind darf nicht verbrannt werden, vorhandenes Feuer ist bei aufkommendem starken 
Wind unverzüglich zu löschen. 
 
Es ist sicherzustellen, dass nicht mehr als drei Schwaden gleichzeitig abgebrannt werden und kei-
ne größere Fläche Feuer fängt. 
 
Das Feuer ist ständig von zwei Personen, davon eine über 18 Jahre alt, zu beaufsichtigen. Sie 
dürfen den Verbrennungsplatz erst verlassen, wenn Feuer und Glut erloschen sind. 

 
Die Verbrennungsrückstände sind unverzüglich in den Boden einzuarbeiten. 
 

IV. Hinweise zum Verbrennen von Brauchtumsfeuern 
 
Brauchtumsfeuer, wie z. B. Osterfeuer, haben nicht das Verbrennen von Abfällen zum Ziel, son-
dern dienen der Brauchtumspflege. 
 
Das Oberverwaltungsgericht Münster sieht ein starkes Indiz für ein Brauchtums(Oster-)feuer darin, 
dass das Feuer von in der Ortsgemeinschaft verankerten Glaubensgemeinschaften, Organisatio-
nen und Vereinen ausgerichtet wird und im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung für jeder- 
mann zugänglich ist. Zum einen stelle das Gemeinschaftserlebnis den besonderen Sinnbezug des 
Osterfeuers her oder fördere ihn zumindest, zum anderen dränge sich in diesen Fällen nicht die 
ansonsten nahe liegende Sorge auf, dass lediglich Pflanzenabfälle unter dem Vorwand eines  
 
 
Osterfeuers illegal beseitigt werden sollen (Beschluss vom 7. April 2004 - 21 B 727/04, NWVBI. 
2004, S. 387f). 
 
In Brauchtumsfeuern können geeignete pflanzliche Rückstände, wie z. B. unbehandeltes Holz, 
Baum- und Strauchschnitt sowie sonstige Pflanzenreste verbrannt werden. Nicht mitverbrannt 
werden dürfen dabei Abfälle wie z.B. beschichtetes/behandeltes Holz (hierunter fallen auch be-
handelte Paletten, Schalbretter usw.), Altreifen usw. 
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Zu beachten sind dabei die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 Landes-Immissionsschutzgesetz, wo-
nach das Verbrennen von Gegenständen im Freien untersagt ist, soweit die Nachbarschaft oder 
die Allgemeinheit hierdurch gefährdet oder erheblich belästigt werden können. Ob eine erhebliche 
Belästigung zu erwarten ist, hängt jeweils von den Umständen des Einzelfalls, insbesondere der 
Zeit, dem Ort, der Dauer, der Häufigkeit und der Wetterlage sowie dem Zweck des Verbrennungs-
vorganges ab.  

 
V. Ordnungswidriges Verhalten 

 
 Verstöße gegen die Vorgaben dieser Allgemeinverfügung können als Ordnungswidrigkeit mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden (siehe § 61 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes). 
 
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 
 

 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die bisherige Allgemeinverfügung zum Verbrennen pflanzlicher Abfälle im Gebiet 
der Gemeinde Anröchte vom 15.01.2007 außer Kraft. 
 
Ihre Rechte 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arns-
berg, Jägerstr. 1, binnen eines Monates nach Bekanntgabe des Bescheides schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle Klage erheben. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Hinweis: 
Der Gesetzgeber hat dass einer Klage bisher vor geschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft. 
Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfehle ich Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit 
mir in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so Unstimmigkeiten auch ohne ein gerichtli-
ches Verfahren behoben und offene Fragen geklärt werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
 

 Anröchte, 14. Dezember 2009 
 

 Gemeinde Anröchte  
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
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